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1. Feststellung eines Verlustvortrags ohne Zugrundelegung eines Einkommensteuerbescheids bei 
unterlassener Veranlagung möglich 

Eine Studentin, die nicht zur Abgabe von Steuererklärungen verpflichtet war, erklärte in den 
Einkommensteuererklärungen 2005 bis 2007, die sie erst im Jahr 2012 beim Finanzamt einreichte,  
Aufwendungen für ihr Studium als vorweggenommene Werbungskosten ihrer künftigen Arbeitnehmertätigkeit. 
Das Finanzamt lehnte die Einkommensteuerveranlagung ab, weil die Steuererklärungen nicht innerhalb von vier 
Jahren nach Ablauf des Veranlagungszeitraums eingereicht worden waren und deswegen Festsetzungsverjährung 
eingetreten war. Die Steuererklärung 2007 hätte beispielsweise bis zum 31.12.2011 beim Finanzamt eingehen 
müssen. 
Der Bundesfinanzhof entschied aber zugunsten der Studentin. Die Einkommensteuerveranlagungen durften zwar 
nicht mehr durchgeführt werden, aber die entstandenen Kosten des Studiums konnten trotzdem noch für 2005 
bis 2007 als Verlustvortrag in gesonderten Bescheiden festgestellt werden. Für den Verlustvortrag gilt in den 
Fällen, in denen der Steuerzahler nicht zur Abgabe von Steuererklärungen verpflichtet ist (sog. 
Antragsveranlagung), in Summe einer Verjährungsfrist von sieben Jahren. Die Studentin konnte die jetzt 
festgestellten Verlustvorträge mit ihren späteren positiven Einkünften steuermindernd verrechnen.  
Hinweis: Zurzeit gibt es Bestrebungen des Gesetzgebers, dieses Urteil außer Kraft zu setzen. Sollte es Bestand 
haben, können bis Ende 2015 vorweggenommene Werbungskosten, insbesondere Kosten eines Studiums, noch 
für Jahre ab 2008 geltend gemacht und ein Bescheid über die Feststellung eines Verlustvortrags beantragt 
werden, wenn für die Jahre keine Einkommensteuererklärung abzugeben war. Das Finanzamt wird entsprechende 
Anträge bei Aufwendungen für ein Erststudium zwar wegen einer für die Steuerzahler ungünstigen 
Gesetzesänderung ablehnen. Hiergegen sollte unter Hinweis auf die ungeklärte Frage der Verfassungsmäßigkeit 
der Gesetzesänderung Einspruch eingelegt werden, der dann bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
ruht. 
 

2. Erleichterter Erlass der Grundsteuer bei Ertragsminderung in Sanierungsgebieten 

Bei hohen Mietausfällen ist ein teilweiser Erlass der Grundsteuer möglich. Dies setzt jedoch eine wesentliche 
Ertragsminderung voraus, die der Steuerpflichtige nicht zu vertreten hat. Befindet sich das Gebäude in einem 
städtebaulichen Sanierungsgebiet und basiert ein Leerstand auf Sanierungsmaßnahmen, zu denen der 
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Steuerpflichtige verpflichtet ist, hat er den Leerstand nicht zu vertreten. So lautet eine aktuelle Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs.  
Hintergrund: Eine wesentliche Ertragsminderung liegt vor, wenn der normale Rohertrag um mehr als die Hälfte 
gemindert ist. Ist dies der Fall, kann die Grundsteuer um 25 % erlassen werden. Sofern der Ertrag in voller Höhe 
ausfällt, ist ein Grundsteuererlass von 50 % vorgesehen. Der Antrag ist bis zu dem auf den Erlasszeitraum 
folgenden 31. März zu stellen.  
Kein Erlass bei eigener Verantwortung des Leerstands: Beruht der (teilweise) Leerstand eines Gebäudes auf der 
Entscheidung des Steuerpflichtigen, die darin befindlichen Wohnungen zunächst nicht zur Vermietung anzubieten 
und vor einer Neuvermietung grundlegend zu renovieren oder zu sanieren, hat der Steuerpflichtige den Leerstand 
grundsätzlich zu vertreten. Liegt das Gebäude jedoch in einem Sanierungsgebiet, kann sich der Steuerpflichtige 
der zweckmäßigen und zügigen Durchführung der zur Erfüllung des Sanierungszwecks erforderlichen 
Baumaßnahmen letztlich nicht entziehen. Den durch die Sanierung entstehenden Leerstand hat er folglich auch 
nicht zu vertreten – und zwar selbst dann nicht, so der Bundesfinanzhof, wenn er die Entscheidung über den 
Sanierungszeitpunkt getroffen hat. 
 

3. Unterliegen auch E-Mails der Aufbewahrungspflicht?  

E-Mails mit der Funktion eines Handels- oder Geschäftsbriefs oder eines Buchungsbelegs sind in elektronischer 
Form aufbewahrungspflichtig. Dient eine E-Mail nur als Transportmittel z. B. für eine angehängte elektronische 
Rechnung, und enthält sie sonst keine weitergehenden aufbewahrungspflichtigen Informationen, ist sie nicht 
aufbewahrungspflichtig (wie der bisherige Papierbriefumschlage). 
Die im Unternehmen eingegangenen aufbewahrungspflichtigen elektronischen Rechnungen müssen hingegen in 
dieser Form aufbewahrt und dürfen vor Ablauf der Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden. 
 

4. Arbeitszeit-Nachweis nach dem Mindestlohngesetz 

Jeder Arbeitgeber, der branchenunabhängig Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geringfügig entlohnt oder 
kurzfristig beschäftigt, ist verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit zu dokumentieren. 
Ausgenommen sind hier lediglich geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten. 
Die Aufzeichnungspflicht gilt außerdem für alle Beschäftigten in folgenden Branchen: 

 Baugewerbe 

 Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 

 Personenbeförderungsgewerbe 

 Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe 

 Schaustellergewerbe 

 Unternehmen der Forstwirtschaft 

 Gebäudereinigungsgewerbe 

 Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und Ausstellungen beteiligen 

 Fleischwirtschaft 
Ausnahmen: Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen Tätigkeiten, die keinen 
Vorgaben zu Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit unterliegen und die sich ihre tägliche Arbeitszeit 
eigenverantwortlich einteilen, entfällt die Aufzeichnung von Beginn und Ende der Arbeitszeit. Hier reicht es aus, 
nur die Dauer der täglichen Arbeitszeit aufzuzeichnen. Ausgenommen von der Dokumentationspflicht sind auch 
Arbeitnehmer mit einem verstetigten regelmäßigen Monatsentgelt von mehr als 2.000 Euro brutto, wenn dieses 
für die letzten tatsächlich abgerechneten 12 Monate nachweislich gezahlt wurde. Bei der Beschäftigung von 
engen Familienangehörigen gelten die Aufzeichnungspflichten nicht. 
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Arbeitszeit-Dokumentation: Die Dokumentation ist spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der 
Arbeitsleistung folgenden Kalendertages vorzunehmen. Diese Aufzeichnungen sind mindestens zwei Jahre 
beginnend ab dem für die Aufzeichnung maßgeblichen Zeitpunkt aufzubewahren. Ich empfehle Ihnen, die 
Unterlagen für mindestens vier Jahre vorzubehalten, denn die Sozialversicherung prüft in der Regel diesen 
Zeitraum. 
Die Regelung gilt entsprechend für einen Entleiher, dem ein Verleiher eine Arbeitnehmerin oder einen 
Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung in einem der oben genannten Wirtschaftszweige überlässt. 
Bei Bedarf senden wir Ihnen gerne ein Formular für den Arbeitszeitnachweis zu.  
Zweck der Dokumentationspflicht ist die bessere Nachprüfbarkeit der Einhaltung des Mindestlohns. Diese ergänzt 
die Pflicht zur Führung von Entgeltunterlagen nach dem Sozialgesetzbuch. 
 

5. Steuerabzug bei Photovoltaikanlagen 

An der Auffassung, dass Photovoltaikanlagen als Betriebsvorrichtungen nicht den Begriff des Bauwerks erfüllen, 
wird nicht mehr festgehalten. Vergütungen für Bauleistungen, die im Inland gegenüber einem Unternehmen i.S.d. 
§ 2 UStG oder einer juristischen Person des öffentlichen Rechts erbracht werden, unterliegen dem Steuerabzug (§ 
48 Abs. 1 Satz 1 EStG). 
Der Leistungsempfänger ist verpflichtet vom Rechnungsbetrag 15 % einzubehalten, anzumelden und an das 
Finanzamt abzuführen, es sei denn im Zeitpunkt der Gegenleistung liegt eine gültige Freistellungsbescheinigung (§ 
48b EStG) vor oder die gesamte Gegenleistung im laufenden Kalenderjahr übersteigt voraussichtlich nicht die 
Freigrenze von 5.000 EUR bzw. 15.000 EUR (§ 48 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 EStG). Die Verpflichtung zum 
Steuerabzug entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Gegenleistung erbracht wird, d.h. beim Leistungsempfänger 
selbst oder bei einem Dritten, der für den Leistungsempfänger zahlt, abfließt (§ 11 EStG). 
Unter Bauleistung sind alle Leistungen zu verstehen, die der Herstellung, Instandsetzung oder Instandhaltung, 
Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dienen (§ 48 Abs. 1 Satz 3 EStG). Im Gesetz findet sich keine 
Erläuterung, was unter Bauwerken zu verstehen ist. Gem. dem BMF-Schreiben vom 27.12.2002 ist der Begriff weit 
auszulegen. 
Nach Abstimmung der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder wird folgende Rechtsauffassung 
vertreten: 

 Zur Beurteilung der Frage, inwieweit eine Bauleistung i.S.d. § 48 Abs. 1 EStG vorliegt, spielt es keine Rolle, 
ob das fest in das Gebäude eingebaute Wirtschaftsgut als Betriebsvorrichtung oder Gebäudebestandteil 
anzusehen ist. 

 Die Installation einer Photovoltaikanlage an oder auf einem Gebäude stellt eine Bauleistung i.S.d. § 48 
EStG dar. 

 Die Aufstellung einer Freilandphotovoltaikanlage kann ebenfalls den Bauleistungsbegriff des § 48 EStG 
erfüllen. 

An der bisher anders lautenden Auffassung, dass Photovoltaikanlagen als Betriebsvorrichtungen nicht den Begriff 
des Bauwerks erfüllen, wird nicht mehr festgehalten. 
Die nunmehr geltende Rechtsauffassung ist grundsätzlich in allen offenen Fällen anzuwenden. Für Fälle bis zum 
31.12.2015 (Zeitpunkt der Entstehung der Bauabzugsteuer) ist es jedoch nicht zu beanstanden, wenn ein Abzug 
der Bauabzugsteuer oder das Anfordern einer Freistellungsbescheinigung unterbleibt. 
 

6. Aufteilung des Gesamtkaufpreises für ein bebautes Grundstück 

Bei Erwerb eines bebauten Grundstücks richtet sich die Aufteilung des Kaufpreises zwischen Grundstücks- und 
Gebäudeanteil grundsätzlich nach der Kaufpreisaufteilung der Vertragsparteien, es sei denn, es liegen die 
Voraussetzungen für die Annahme eines Scheingeschäfts vor oder es bestehen nennenswerte Zweifel an der 
vertraglich vereinbarten Aufteilung. In diesen Fällen ist das Finanzamt zur Schätzung befugt. 



  Dipl.-Betriebswirtin (FH) 

Stefanie Strohmayer-Etschel 
Steuerberaterin 
Landwirtschaftliche Buchstelle 

 
 

4 

 

Eine Einigung der Vertragsparteien ist immer dann zu berücksichtigen, wenn es sich um eine von wechselseitigen 
Interessen getragene Vereinbarung handelt. 
Zweifel an der Aufteilung durch die Vertragsparteien können nicht alleine deshalb bejaht werden, weil bei der 
vereinbarten Aufteilung der auf den Grund und Boden entfallende Wertanteil geringer als der amtliche 
Bodenrichtwert ist. 
Handlungsempfehlung: Grundsätzlich in der notariellen Urkunde eine – realistische – Kaufpreisaufteilung 
vornehmen. Dabei auch eventuelles Inventar berücksichtigen; das spart Grunderwerbsteuer.  
 

7. Arbeitgeberversicherung – Neue Umlagesätze ab 1. September 2015 

Die Minijob-Zentrale hat mitgeteilt, dass sich die Umlagesätze zur Arbeitgeberversicherung seit dem 1. September 
2015 verändert haben: 

 Umlage 1: 1,00 %, bis 31.08.2015 0,70 % 
 Umlage 2: 0,30 %, bis 31.08.2015 0,24 %. 

Die Erstattungsleistungen betragen unverändert 80 % (U1) bzw. 100 % (U2).  
Wenn der Minijob-Zentrale ein Dauer-Beitragsnachweis vorliegt, wird dieser ab dem Beitragsmonat September 
2015 automatisch angepasst. Es ist nichts weiter zu unternehmen, es sei denn, die Höhe der abzuführenden 
Abgaben ändert sich aus einem anderen Grund.  
Falls die Abgaben monatlich überwiesen werden und deshalb ein Dauerauftrag bei der Bank eingerichtet ist, muss 
dieser erstmals zur Fälligkeit am 28. September 2015 abgeändert werden. Wenn Sie der Minijob-Zentrale ein 
SEPA-Basislastschriftmandat erteilt haben, bucht diese die fälligen Abgaben unter Berücksichtigung der neuen 
Umlagesätze rechtzeitig zum jeweiligen Fälligkeitstermin ab. Es muss hierzu nichts veranlasst werden. 
Privathaushalte müssen keine Änderungen vornehmen. Die Minijob-Zentrale übernimmt (wie üblich) die 
Berechnung der Abgaben. 
 

8. Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastungen 

Entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung hatte der Bundesfinanzhof im Jahre 2011 die Kosten eines 
Zivilprozesses unabhängig von dessen Gegenstand als außergewöhnliche Belastung anerkannt. Solche 
Aufwendungen waren dann abziehbar, wenn sich bei einem Prozess hinreichend Aussicht auf Erfolg ergab und 
keine Mutwilligkeit vorlag. 
Nunmehr ist der BFH zur alten Rechtsprechung zurückgekehrt, nach der Prozesskosten, namentlich 
Zivilprozesskosten, grundsätzlich nicht zwangsläufig erwachsen. Danach sind die Kosten eines Zivilprozesses im 
Allgemeinen keine außergewöhnlichen Belastungen. Etwas anderes kann ausnahmsweise gelten, wenn ein 
Rechtsstreit einen für den Steuerzahler existenziell wichtigen Bereich oder den Kernbereich menschlichen Lebens 
berührt. Die Kosten eines Zivilprozesses sind also grundsätzlich nur dann als zwangsläufig anzusehen, wenn auch 
das die Prozessführung mit der Folge der Zahlungsverpflichtung verursachende Ereignis für den Steuerzahler 
zwangsläufig ist. 
 

9. Entlastungsbetrag für Alleinerziehende: Es kommt auf die Meldeadresse des Kindes an 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs erhalten Alleinerziehende den Entlastungsbetrag für ein in ihrem 
Haushalt gemeldetes Kind auch dann, wenn es in einer eigenen Wohnung lebt. Die Zugehörigkeit zum Haushalt ist 
anzunehmen, wenn das Kind in der Wohnung des alleinstehenden Steuerpflichtigen gemeldet ist. Daraus leitet 
der Bundesfinanzhof eine unwiderlegbare Vermutung für die Haushaltszugehörigkeit ab. 
Hinweis: Aktuell wurde der Entlastungsbetrag rückwirkend ab dem Veranlagungszeitraum 2015 um EUR 600,00 
auf EUR 1.908,00 p.a. erhöht. Zusätzlich wurde eine neue Kinderkomponente eingeführt. Hierdurch erhöht sich 
der Entlastungsbetrag für jedes weitere gemeldete Kind um EUR 240,00 pro Kalenderjahr. 


